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Zielsetzung: 1Erstens j ist sie eine notwendige Bedingung dafür, daß die 
Gerichtsverhandlung gesellschaftlich" wirksam wird; feweitenj gewährlei­
stet sie die gesellschaftliche Kontrolle über die Tätigkeit des Gerichts, was 
zugleich zur "festen Verbundenheit zwischen den Bürgern und den Orga­
nen der Rechtspflege beiträgt;^rittensjbildet sie eine Garantie für die 
gerechte Anwendung des sozialistischen “Strafrechts.
Der Grundsatz der Öffentlichkeit der gerichtlichen Hauptverhandlung 
hat wes ent lieh e ~ Kons eq uenzen Tür die sachkundige und überzeugende 
Führung der Hauptverhandlung wie auch für deren Vorbereitung. Um das 
mit der Öffentlichkeit der Hauptverhandlung bezweckte Zi^zu erreichen, 
verpflichtet die Strafprozeßordnung das..Gericht (§§20)., 208 f. StPO) und 
gleichfalls auch den Staatsanwalt (§ 155 StPO), sorgfaltig^zü prüfen, wel­
cher Personenkreis an der gerichtlichen Häuptverhandlung teilnehmen so­
wie wo und wann die Hauptverhandlung .stattfinden soll. Diese gesetz- 
licheh Festlegungen sind auf eine verstärkte Garantie für die reale Ver­
wirklichung dieses bedeutsamen Grundsatzes gerichtet. Eine Vielzahl wei­
terer gesetzlicher Bestimmungen, zum Beispiel über die Kontinuität und 
Konzentration der gerichtlichen Hauptverhandlung, über die Unmittelbar­
keit und Mündlichkeit der gerichtlichen Beweisaufnahme, die unverzügliche 
Verkündung der gerichtlichen Entscheidung" wie über die beschleunigte 
Durchführung des StrafverfahrensJnsgesamt, dienen ebenfalls dem Ziele, 
die Verwirklichung des Grundsatzes der Mitwirkung derBüf gef im Straf­
verfahren der DDR zu gewährleisten (§§ 10, 201 Abs. 3, 214, 216, 224 ff., 
246 StPO). ^ ^
Mit diesem Grundsatz in enger Verbindung steht die Forderung des Ge­
setzes nach Zusammenarbeit der Organe der Strafrechtspflege mit ande­
ren^ Staats- und Wirtschaftko'rgäheh, 'Ausschüssen der Nationalen Front 
und gesellschaftlichen Organisationen (§§ |8ff. StPO; §§ 35, 41 GVG). 
Auch diese Forderung des Gesetzes ist Ausdruck der'Tatsache, daß die 

^ Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität nicht allein Sache der 
Rechtspflegeorgane, sondern Anliegen der gesamten Gesellschaft ist. Es 
wurde bereits unter Punkt 2.1. betont, daß die Einhaltung des sozialisti­
schen Rechts in allen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens Vorausset­
zung für die erfolgreiche Verhütung und Bekämpfung der Kriminalität 
ist.
Die Zurückdrängung der Kriminalität verlangt systematische Anstren­
gungen aller staatlichen Organe und Einrichtungen, gesellschaftlichen 
Organisationen, Kollektive und Bürger. Es geht also um das richtige Er­
kennen und die Verwirklichung der den' einzelnen staatlichen und gesell­
schaftlichen Organen, Organisationen und Institutionen obliegenden Ver­
antwortlichkeiten sowie um das gut organisierte Zusammenspiel aller 
dieser Kräfte unter einer klaren, wissenschaftlich begründeten Leitung. 
Die Zusammenarbeit basiert prinzipiell auf der Verantwortung der Lei­
ter der Staats- und Wirtschaftsorgane, Betriebe und anderen Einrichtun­
gen, der Vorstände der Genossenschaften, der Leitungen der gesellschaft­
lichen Organisationen und Institutionen für die Einhaltung des sozialisti­
schen Rechts in ihrem Aufgabenbereich (Artikel 3 StGB) und der in den 
sFrafgesetzen fixierten Verantwortung der Organe der Strafrechtspflege 
im Rahmen der Bekämpfung und Verhütung der Kriminalität (§§ 1, 2 
StPO).
In dieser Zusammenarbeit kommen sinnfällig die Vorzüge der sozialisti-
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